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1 
Wochenende 

Ab 1. Januar: 
Erhöhung der 
Kinderzulagen 
Landtagsbericht (Seite 1 und 2) 

Staatlich gelenkte 

Eine Stellungnahme von Xaver Frick 
(Seite 3) 

Sportberichte 
(Seite 5) 

Gründung e ines  
British Club 
(Seite 3) 

Auslandberichte 
(Seite 8) 

Die Frau a l s  
AHV- Rentnerin 
Fragen der Einkommensgrenze (Seite 2) 

Baureportage 
Hotel «Deutscher Rhein» (Seite 11/12) 

Radio und 
Fernsehen 
(Seite 19 und 20) 

Kinoprogramme 
(Seite 4 und 7) 

Vorentscheidung für die Integration? 
der EFTA bleiben - Austritt Grossbritanniens \ Schweiz wil l  

Die Rechtsreform 
ist angelaufen! 
Eine Erklärung von Vizeregierungschef 
Dr. Walter Kieber im öffentlichen Land­
tag (Seite 9) 

nerhalb dieses künftigen Europas befinden 
soll? Jedenfalls wäre es interessant, v o n  Regie­
rungschef Dr. Hilbe (etwa im Rahmen einer 
Pressekonferenz oder in Form einer Erklärung 
im öffentlichen Landtag) zu erfahren, welche 
Konsequenzen sich für unser Land aus der 
neuesten Entwicklung nach der Genfer Tagung 
ergeben. 

Unsere Aufnahme von der EFTA-Ministerrats-Tagung in Genf zeigt links den Schweizer 
EFTA»DelegaUonschef jolles mit Bundesrat Bryjyer,_der sich für ein Verbleiben der Schweiz 
in der EFTA aussprach. Sbwohl Paul Jolles rfAd Bundesrat. Brugger keniien den «Sonder­
fall Liechtenstein» aus persönlichen Kontakten und Arbeitsgesprächen mit verantwortlichen 
Politikern unseres Landes. 

Am Donnerstag begann in Genf die Minister­
ratstagung der EFTA-Länder, bei der unser 
Land durch Regierungschef Dr. Alfred. Hilbe 
vertreten ist. Nachdem England Ende des kom­
menden Jahres aus der EFTA ausscheiden 
wird, herrscht vorläufig noch Ungewissheit 
über die Art und die Form des Fortbestandes 
der «kleinen Freihandelszone». 

Bundesrat Ernst Brugger hat vor dem EFTA-
Ministerrat in Genf die Bedeutung hervorgeho­
ben, die die Schweiz der «Entwicklungsklau­
sel» in einem Aarrangement mit der EWG bei­
messe. Diese Klausel sollte deutlich festhalten, 
daß ein solches Arrangement nicht nur den 
Handel betrifft, sondern den W e g  zur Zusam­
menarbeit auch auf anderen Gebieten öffnet. 
Die Schweiz hätte gewünscht, erklärte der Vor­
steher des Eidgenössischen Volkswirtschafts-
departementes, daß die Modalitäten einer der­
artigen Zusammenarbeit von Anfang an präzi­
siert worden wären. Doch um Zeit zu gewinnen 
und die Verhandlungen soweit als möglich zu 

vereinfachen, hat die Schweiz ihre Ansprüche 
eingeschränkt und sich bereit erklärt, etappen­
weise  vorzugehen. 

Nach den Worten Bundesrat Brugers muß 
bei der Erweiterung der EWG unbedingt die Er­
richtung neuer Handelsschranken vermieden 
werden. Die geeignetste Lösung, um den Frei­
handel zwischen den nichtbeitrittswilligen 
Staaten zu retten, besteht in der Aufrechterhal­
tung der EFTA, wobei den durch den Austritt 
einiger EFTA-Mitglieder erfolgenden Aenderun-
gen und Anpassungen Rechnung getragen wird. 

Nach dem erwarteten (und jetzt auch formell 
erklärten) Austritt Grossbritanniens aus der 
EFTA scheinen die Ereignisse im Bereich der 
europäischen Integration in ein weiteres, wich­
tiges Stadium der Vorentscheidungen zu treten. 
Man erwartet in Liechtenstein deshalb endlich 
eine Antwort auf die Frage, w o  'sich nach den 
Vorstellungen unserer verantwortlichen Re-
gierungsinstanzen der Platz Liechtensteins in-

öffentlicher Landtag 
Die Sitzung Vom Mittwoch dieser Woche 

In der öffentlichen Landtagssitzung1 vom Mittwoch (über die wir am Donnerstag bereits kurz 
berichteten)', wurden vier Gesetzesvorlagen in zweiter, und dritter Lesung behandelt und ohne 
Ausnahme einstimmig gutgeheissen; das Gesetz Uber die Anbauprämien für Futtergetreide, das 
Gesetz über die Bergbauernhiife, das Gesetz über die Bewährung für Ausmerzbeitfäge (Förde­
rung der Milchwirtschaft) und das Waffengesetz (samt dazugehörenden Abänderungen des 
Jagdgesetzes). — In erster Lesung wurden die Abänderung des Gesetzes Uber die Familien­
zulagen (Erhöhung der Kinderbeihilfe) und drei Gesetzesvorlagen zur Rechtsreform behandelt. 
Das Postulat betreffend die Einbürgerung alteingesessener Ausländer wurde (wegen Abwesen­
heit des Postulanten) auf die nächste Sitzung verschoben. Der Landtagspräsident kündigte noch 
im Laufe der nächsten Wochen zwei weitere, öffentliche Sitzungen des Parlamentes an. Im Rah­
men der drei Gesetzesvorlagen über das Wechselgesetz, das Scheckgesetz und das Exekutions­
und Rechtssicherheitsverfahren gab Vizeregierungschef Dr. Walter Kieber eine wegleitende 
Stellungnahme zur angelaufenen Rechtsreform ab, die wir auf Seite 9 der heutigen Ausgabe 
veröffentlichen. 

Zu Beginn der Nachmittagssitzung wurde die 
Regierungsvorlage über die Gewährung von  
Ausmerzbeiträgen für Tiere der Rindviehgat­
tung in zweiter und dritter Lesung behandelt 
und anschliessend einstimmig verabschiedet. 
W i e  wir im Rahmen unserer vorschauenden 
Kommentierungen über die Landtagstraktan­
den bereits wiederholt berichteten, ging es  bei 
dieser Gesetzesvorlage in erster Linie um eine 
Revision des Systems der Ausmerzbeiträge mit 
der Zielsetzung auf eine vermehrte Förderung 
ider Milchwirtschaft. 

Regierungsrat William Hoop unterstrich 
schon anlässlich der Beratungen über die zwei 

vorangegangenen Landwirtschaftstraktanden, 
dass die staatlichen Ausmerzbeiträge ein wich­
tiges- Instrument zur Verbesserung des Viehbe­
standes in unserer Landwirtschaft darstellten. 
Leider, so schränkte Regierungsrat Hoop ein, 
machten die Landwirte noch nicht immer aus­
reichend Gebrauch v o n  diesen Förderungs-
massnahmen. Hier liege auch einer der Gründe 
dafür, dass der durchschnittliche Milchertrag 
in Liechtenstein um rund 350 kg unter dem ver­
gleichbaren schweizerischen Durchschnitt lie­
ge. Der liechtensteinischen Landwirtschaft 
gehe auf diese Art und Weise, so unterstrich 

(Fortsetzung Seite 2) 

KOMMENTAR 
Ursache und Wirkung 

Wie dem dieser Tage erschienenen Ge­
schäftsbericht 1970/71 der Oerlikon-
Bührle Holding zu entnehmen ist, konn­
te der Umsatz des Gesamtkonzernes im 
Berichtsjahr um mehr als 25 Prozent auf 
(erstmals) über eine Milliarde Schwei-
zerfranken gesteigert werden. Just zum 
gleichen Zeitpunkt werden von der Bal­
zers AG (Produktionsleistung innerhalb 
des Gesamtkonzernes 7 Prozent) Entlas­
sungen wegen Auflösjing der metallur­
gischen Abteilung auf Jahresende ge­
meldet («Liecht. Vaterland»). Angesichts 
des «enormen Umsatz W a c h s t u m s  bei 
Btthrle» (90 das «St. Galler Tagblatt») 
stehen die angekündigten- Entlassungen 
also sicherlich nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit allfälligen, wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten der Balz-
ner Bührle-Tochter. Viel eher handelt 
es sich hier um rein wirtschaftlich-stra­
tegische Fragen, die es dem Konzern als 
opportun erscheinen lassen, eine bisher 
in Balzers geführte Abteilung des Be­
triebes (wie man hörte) jetzt zu einer 
ausländischen Schwestergesellschaft zu 
verlegen. Wenn man die Struktur der 
liechtensteinischen Industrie schon seit 
längerer Zeit aufmerksam beobachtet, 
kann man diese Entscheidung besten­
falls bedauern, überrascht sollte man in­
dessen nicht sein: erstmals scheint das 
einzutreten, was wir schon vor einigen 
Wochen befürchtet haben, die Tatsache 
nämlich, dass wichtige Grundsatzent­
scheidungen in verschiedenen Indu­
striebetrieben längst nicht mehr aus­
schliesslich im Lande selbst und von 
Liechtensteinern getroffen werden kön­
nen.'Ausserdem sollte man sich noch an 
die reichlich offenen Worte Dr. Bührles 
anlässlich der Jubiläumsfeier in Balzers 
erinnern der schon damals sanften 
Druck auf die einschränkenden Be­
stimmungen der Regierung hinsichtlich 
der Expansionsmöglichkeiten ausübte. 
Schliesslich muss man sich auch fragen, 
ob es sich im vorliegenden Fall nicht 
auch um eine erste, negative Konse­
quenz der geltenden Fremdarbeiterrege­
lung handelt, die keinen Spielraum 
mehr für individuelle Akzentsetzungen 
lässt. Eine Konsequenz übrigens, von 
der wir Liechtensteiner nicht minder be­
troffen werden, als die hier lebenden 
Ausländer. Im Falle der Balzers AG 
wäre man jedenfalls für eine gültige und 
offene Stellungnahme von kompetenter 
Seite dankbarl (wbw) 
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